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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In seiner Stellungnahme von Mitte April 2022 begrüsste der Bundesrat den Vorschlag
der RK-SR zur Revision des Sexualstrafrechts. Es werde damit an die gesellschaftlichen
Entwicklungen angepasst. Insbesondere die Tatsache, dass eine Vergewaltigung gemäss
heutigem Wortlaut immer eine Nötigung voraussetze, stosse in der Gesellschaft auf
breites Unverständnis, so die Regierung. In einem Punkt unterstützte der Bundesrat
jedoch die Kommissionsminderheit: Es solle vorerst auf einen Straftatbestand zur
Rachepornografie verzichtet werden, da dieser Vorschlag «erhebliche Unklarheiten»
aufweise, wie er in der Medienmitteilung erklärte. Der Bundesrat anerkannte die
Problematik, wollte den diesbezüglichen Handlungsbedarf jedoch zuerst vertieft im
Zuge laufender Arbeiten zum Cybermobbing prüfen und in einem entsprechenden
Postulatsbericht diskutieren.
Die Grüne Partei und die SP-Frauen zeigten sich enttäuscht über diese Haltung
beziehungsweise über den «Bundesrat ohne Haltung», wie Letztere von der «Republik»
zitiert wurden. Sie kritisierten, dass sich der Bundesrat mit der im Entwurf enthaltenen
Widerspruchslösung («Nein heisst Nein») einverstanden zeigte und sich somit gegen
die «Nur-Ja-heisst-Ja»-Lösung aussprach, welche in der gesellschaftlichen Debatte
breit gefordert werde. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.04.2022
KARIN FRICK

1) BBl, 2022 1011; Medienmitteilung BR vom 13.4.22; Blick, 13.4.22; 24H, Blick, NZZ, Republik, TA, 14.4.22
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